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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

A. Zielsetzung 

Für die Ausbildung und Prüfung der Juristen und damit für 
den Erwerb der Befähigung zum Richteramt gelten seit 1971 
unterschiedliche Regelungen. Neben dem herkömmlichen 
Ausbildungsgang, in dem auf ein Vollstudium der Rechtswis-
senschaft eine zusammenhängende Ausbildung in der Praxis 
vorwiegend bei Gerichten, Rechtsanwälten und Verwaltungs-
behörden folgt, haben sieben Bundesländer abweichende Aus-
bildungsmodelle erprobt, die ihrerseits nach sehr verschieden-
artigen Grundsätzen konzipiert sind. Die zeitlich begrenzte 
Experimentierphase läuft ab. Nunmehr ist es dringend erfor-
derlich, die Rechtseinheit auf dem wichtigen Gebiet der Juri-
stenausbildung zurückzugewinnen. 

B. Lösung 

Das Ziel der Ausbildung ist der Einheitsjurist, der befähigt ist, 
alle volljuristischen Berufe aufzunehmen. Die bewährte Glie-
derung der Ausbildung in ein rechtswissenschaftliches Voll-
studium und eine zusammenhängende praktische Ausbildung 
wird beibehalten. Um eine Verlängerung der für die Ausbil-
dung insgesamt in Anspruch genommenen Zeiten zu vermei-
den, wird die Mindestdauer des Studiums unverändert auf 
dreieinhalb Jahre und die Zeit des Vorbereitungsdienstes auf 
zweieinhalb Jahre festgelegt. Als Kernfächer des Studiums 
werden das Bürgerliche Recht, das Strafrecht, das öffentliche 
Recht und das Verfahrensrecht mit ihren Bezügen zu den 
Grundlagenfächern bestimmt. Einem zur Wahl gestellten 
Rechtsgebiet soll sich der Studierende vertieft widmen. Der 
engeren Verbindung von Theorie und Praxis ist durch ent-
sprechende Gestaltung der Lehrveranstaltungen und durch 
praktische Rechtsanschauung (integrierte Studienpraxis in 
drei Abschnitten) während der vorlesungsfreien Zeiten Rech- 
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nung zu tragen. Während des Vorbereitungsdienstes wird die 
Möglichkeit des Studiums an einer Hochschule eröffnet. Um 
eine intensive Nutzung der Ausbildungszeiten zu erreichen, 
wird bestimmt, daß vor ihrem Ablauf die Ablegung von Prü-
fungsleistungen nicht zulässig ist. 

C. Alternativen 

In den Ausbildungsmodellen, die seit 1971 unter besonderen 
Bedingungen (beschränkte Studentenzahl, günstige Personal-
ausstattung) erprobt worden sind, wird durchweg ein mehrfa-
cher Wechsel zwischen universitären und praktischen Ausbil-
dungszeiten durchgeführt, um den angehenden Juristen früh-
zeitig an die Praxis des Rechts heranzuführen. Dies ist unter 
den allgemeinen Bedingungen der Massenuniversitäten, des 
zu erwartenden weiteren Anstiegs der Studentenzahlen und 
der beschränkten Ausbildungskapazitäten in Rechtspflege 
und Verwaltung nicht zu verwirklichen. Das Ausbildungsziel 
des Einheitsjuristen würde gefährdet. Die tatsächliche Ge-
samtdauer der Ausbildung würde sich noch verlängern. 

D. Kosten 

Mehrkosten werden nur durch die integrierte Studienpraxis 
entstehen. Die Mehrkosten werden insgesamt jährlich 500 000 
DM nicht überschreiten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (13) — 470 01 — Ri 18/82 
Bonn, den 5. Januar 1983 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Aritkel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun-
desrat in seiner 515. Sitzung am 8. Oktober 1982 beschlossenen Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anla-
ge 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Deutsche Richtergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. April 1972 (BGBl. I 
S. 713), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
16. August 1980 (BGBl. I S. 1451), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Die §§ 5 bis 5c werden wie folgt gefaßt: 

„§ 5 

Erwerb der Befähigung zum Richteramt 

(1) Die Befähigung zum Richteramt wird 
durch den erfolgreichen Abschluß eines rechts-
wissenschaftlichen Studiums an einer Universi-
tät und eines juristischen Vorbereitungsdienstes 
erworben. 

(2) Das Studium wird durch die erste juristi-
sche Staatsprüfung, der Vorbereitungsdienst 
wird durch die zweite juristische Staatsprüfung 
abgeschlossen. 

§5a 

Rechtswissenschaftliches Studium 

(1) Das rechtswissenschaftliche Studium um-
faßt mindestens dreieinhalb Jahre, mindestens 
zwei Jahre davon an einer Universität im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes. 

(2) Das Studium erstreckt sich vor allem auf 
die Kernfächer Bürgerliches Recht, Strafrecht, 
öffentliches Recht und Verfahrensrecht mit ih-
ren philosophischen, geschichtlichen und gesell-
schaftlichen Bezügen. Der Studierende soll sich 
einem Rechtsgebiet vertieft widmen. 

(3) Die Inhalte des Studiums berücksichtigen 
die rechtsprechende, verwaltende und rechtsbe-
ratende Praxis. Während der vorlesungsfreien 
Zeit findet eine integrierte Studienpraxis im Zi-
vilrecht, Strafrecht und öffentlichen Recht von 
mindestens je einem Monat statt. 

(4) Das Nähere regelt das Landesrecht; es 
kann eine Zwischenprüfung während des Studi-
ums vorsehen. 

§5b 

Vorbereitungsdienst 

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert zweiein-
halb Jahre; er muß zwischen der ersten und der 
zweiten Prüfung liegen. Die Ausbildungszeit ist 
zu verwenden zum Dienst 

1. bei einem ordentlichen Gericht in Zivilsa-
chen, 

2. bei einem Gericht in Strafsachen oder einer 
Staatsanwaltschaft, 

3. bei einer Verwaltungsbehörde, 

4. bei einem Rechtsanwalt, 

5. bei einer vom Referendar gewählten Stelle, 
bei der eine sachgerechte Ausbildung ge-
währleistet ist. 

(2) Eine Ausbildung an einer rechtswissen-
schaftlichen Fakultät kann auf die Ausbildung 
nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 5, eine Ausbildung an 
der Hochschule für Verwaltungswissenschaften 
kann auf die Ausbildung nach Absatz 1 Satz 2 
Nr. 3 oder 5 mit bis zu drei Monaten angerechnet 
werden. 

(3) Der Vorbereitungsdienst bei einer Stelle 
dauert mindestens drei Monate; er soll bei höch-
stens sieben Stellen abgeleistet werden. Der 
Vorbereitungsdienst kann aus besonderen 
Gründen verlängert werden. 

(4) Während des Vorbereitungsdienstes kön-
nen Ausbildungslehrgänge bis zu einer Gesamt-
dauer von drei Monaten vorgesehen werden. 

(5) Das Nähere regelt das Landesrecht. 

§5c 

Anrechnung einer Ausbildung 
für den gehobenen Dienst 

(1) Eine erfolgreich abgeschlossene Ausbil-
dung für den gehobenen Justizdienst oder für 
den gehobenen nichttechnischen Verwaltungs-
dienst kann auf Antrag bis zur Dauer von 18 Mo-
naten auf die Ausbildung angerechnet werden. 
Auf den Vorbereitungsdienst dürfen jedoch 
nicht mehr als sechs Monate angerechnet wer-
den. 

(2) Das Nähere regelt das Landesrecht." 

2. § 5 d Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Das Nähere regelt das Landesrecht." 

Artikel 2 

Änderung anderer Gesetze 

(1) In § 2 Abs. 4 Satz 1 des Rechtspflegergesetzes 
vom 5. November 1969 (BGBl. I S. 2065), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom ..., werden die Worte 
„nach § 5 a" durch die Worte „nach § 513" ersetzt. 
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(2) In § 20 Satz 2 des Hochschulrahmengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Ja-
nuar 1976 (BGBl.  I  S. 185), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom ..., werden die Worte „§ 5 Abs. 2" durch 
die Worte „§ 5 a Abs. 1" ersetzt. 

Artikel 3 

Übergangsvorschriften 

(1) Das Studium und die erste juristische Staats-
prüfung müssen spätestens für Studierende, die das 
Studium nach dem 15. September 1985 aufnehmen, 
den Vorschriften des Artikels 1 entsprechen. 

(2) Der Vorbereitungsdienst und die zweite juri-
stische Staatsprüfung müssen spätestens für Refe-
rendare, die den Vorbereitungsdienst nach dem 
15. September 1985 aufnehmen, den Vorschriften 
des Artikels 1 entsprechen. 

(3) Wer bis zum Ablauf des 15. September 1984 in 
eine Ausbildung nach § 5b des Deutschen Richter-
gesetzes in der bis zum Inkrafttreten dieses Geset-
zes geltenden Fassung aufgenommen worden ist, 
kann sie nach den für diese Ausbildung geltenden 

Vorschriften beenden. § 6 Abs. 2 des Deutschen 
Richtergesetzes gilt entsprechend. 

(4) Das Nähere regelt das Landesrecht. 

Artikel 4 

Neufassung des Deutschen Richtergesetzes 

Der Bundesminister der Justiz kann den Wort-
laut des Deutschen Richtergesetzes in der vom 
16. September 1984 an geltenden Fassung im Bun

-

desgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 5 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 16. September 1984 in 
Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Durch das Gesetz zur Änderung des Deutschen 
Richtergesetzes vom 10. September 1971 (BGBl. I 
s. 1557) wurde in das Deutsche Richtergesetz die 
sog. Experimentierklausel (§ 5 b) eingefügt. Damit 
wurde es den Ländern freigestellt, versuchsweise 
Studium und praktische Vorbereitung auf den Er-
werb der Befähigung zum Richteramt in einer ein-
stufigen Ausbildung von mindestens fünfeinhalb 
Jahren zusammenzufassen. Auf dieser Grundlage 
sind in sieben Ländern (Bremen, Bayern, Nord-
rhein-Westfalen, Baden-Württemberg, Hamburg, 
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz) sehr unterschied-
lich konzipierte Ausbildungsgänge und Leistungs-
kontrollverfahren eingeführt worden. Um die Ge-
fahr einer Zersplitterung der Juristenausbildung zu 
vermeiden, ist die den Ländern eingeräumte Expe-
rimentierphase zeitlich begrenzt worden. Die Frist, 
bis zu deren Ablauf eine Ausbildung nach § 5 b des 
Deutschen Richtergesetzes aufgenommen werden 
kann, endet am 15. September 1984 (§ 5 b Abs. 5 
DRiG i. d. F. des Gesetzes vom 16. August 1980, 
BGBl. I S. 1451). Bis zu diesem Zeitpunkt muß die 
Rechtseinheit auf dem Gebiet der Juristenausbil-
dung wieder zurückgewonnen werden, um die 
Chancengleichheit und die Freizügigkeit der auszu-
bildenden Juristen wieder herzustellen und zu ge-
währleisten. 

Das Ziel des Entwurfs ist es, einheitliche Rechts-
grundlagen für die Durchführung der Juristenaus-
bildung in allen Ländern zu schaffen und dabei Ver-
besserungsvorschläge aufzugreifen, die unter den 
Bedingungen der Massenuniversität, weiter anstei-
gender Studentenzahlen und der beschränkten 
Ausbildungskapazitäten in Rechtspflege und Ver-
waltung zu verwirklichen sind. 

Gemäß dem Auftrag der 52. Konferenz der Justiz-
minister und -senatoren vom 2. Oktober 1981 hat 
der Ausschuß der Justizministerkonferenz zur Re-
form der Juristenausbildung die sich bei der Neu-
ordnung der Juristenausbildung stellenden Fragen 
unter Berücksichtigung der Erfahrungen mit den 
bisherigen Ausbildungsgängen erneut umfassend 
geprüft und mit den Vertretern des Rechtswissen-
schaftlichen Fakultätentages, der Bundesnotarkam-
mer, der Bundesrechtsanwaltskammer, des Deut-
schen Richterbundes, des Deutschen Anwaltver-
eins, des Deutschen Gewerkschaftsbundes und des 
Deutschen Beamtenbundes erörtert. In seinem Ab-
schlußbericht hat der Ausschuß der Justizminister-
konferenz zur Reform der Juristenausbildung ent-
sprechend seinem Auftrag eine zusammenfassende 
Würdigung der unterschiedlichen Ausbildungsmo-
delle sowie die von ihm erarbeiteten Grundsätze 
zur Neuordnung der Juristenausbildung vorgelegt. 

Der Entwurf beruht auf den Vorarbeiten des Aus-
schusses der Justizministerkonferenz zur Reform 

der Juristenausbildung. Er geht von folgenden 
Grundsätzen aus: 

I. Ausbildungsziel 

1. Ziel der Juristenausbildung soll auch künftig der 
Einheitsjurist sein, der befähigt ist, in jedem 
volljuristischen Beruf tätig zu werden. Hierfür 
sprechen gewichtige Gründe: 

a) Wegen des Zusammenhanges jedes Rechts-
gebietes mit der gesamten Rechtsordnung er-
fordert die Rechtsanwendung nicht nur die 
Kenntnis einzelner Rechtsgebiete, sondern 
sie setzt einen Überblick über das Gesamtsy-
stem voraus. Da sich nicht nur die rechtspre-
chende und rechtsberatende, sondern auch 
die planende und gestaltende Tätigkeit des 
Juristen im Rahmen des Rechts zu vollzie-
hen hat, soll jeder Jurist die juristischen 
Kernberufe, nämlich Rechtsprechung, Ver-
waltung und Rechtsberatung, aus eigener 
Anschauung und Tätigkeit kennen. 

b) Als Organ der Rechtspflege muß der Rechts-
anwalt die gleiche Ausbildung wie der Rich-
ter und der Staatsanwalt haben. 

c) Der Wechsel zwischen den juristischen Beru-
fen muß möglich sein, insbesondere der 
Wechsel zwischen Anwaltschaft, Verwaltung 
und Justiz sowie zwischen den verschiede-
nen Gerichtsbarkeiten. Die Breite der Lei-
stungsfähigkeit und die damit verbundene 
berufliche Mobilität wird auch am allgemei-
nen Arbeitsmarkt zunehmend Bedeutung ge-
winnen. 

d) Fest umrissene Berufsbilder für Spezialjuri-
sten (z. B. Wirtschaftsjuristen) gibt es nicht. 
Eine Ausbildung zum „Spezialjuristen" hätte 
angesichts der Zusammenhänge jedes 
Rechtsgebietes mit der Gesamtrechtsord-
nung keine Vorteile. Mit speziellen Ausbil-
dungsgängen wurden keine positiven Erfah-
rungen gemacht. 

2. Das Ausbildungsziel soll im Rahmen des Deut-
schen Richtergesetzes, das den Zugang zum 
Richteramt regelt, wie bisher mit dem Begriff 
„Befähigung zum Richteramt" umschrieben wer-
den. Hierunter wird eine am Leitbild des Vollju-
risten ausgerichtete Ausbildung verstanden. Die 
Befähigung umfaßt die Rechtskenntnisse und 
die berufspraktischen Fähigkeiten, die ein wis-
senschaftlich fundiertes, selbständiges und ver-
antwortliches Handeln in den juristischen Beru-
fen der Rechtsprechung, der Verwaltung und der 
Rechtsberatung ermöglichen, einschließlich der 
Fähigkeit, andere volljuristische Berufe aufzu-
nehmen und sich in neue Rechtsmaterien einzu-
arbeiten. 
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3. Um das Ausbildungsziel zu erreichen, muß der 
Jurist die Fähigkeit erwerben, Rechtskenntnisse 
in den typischen Arbeitsformen der juristischen 
Berufe auf unterschiedliche Lebenssachverhalte 
anzuwenden. Aufbauend auf der Fähigkeit, 
rechtlich relevante Lebenssachverhalte zu er-
mitteln und zu sichten, muß er auf der Grund-
lage methodisch geleiteten Vorgehens die für die 
Rechtsprechung und Verwaltung wesentlichen 
Entscheidungsformen ebenso beherrschen wie 
die typischen Arbeitsformen der rechtsberaten-
den Berufe. Dazu gehören gleichrangig die Fä-
higkeiten, Konflikte, die aus in der Vergangen-
heit entstandenen Lebenssachverhalten erwach-
sen, durch Entscheidung oder Vermittlung zu re-
geln (z. B. durch Urteil, Beschluß, Vergleich usw.) 
oder solche Regelungen vorzubereiten (z. B. 
durch Gutachten, Schriftsatz, Anklageschrift 
usw.) sowie zur Vermeidung von Konflikten zu-
künftige Lebenssachverhalte zu gestalten (z. B. 
durch Verwaltungsakt, Planungstätigkeit, Ver-
tragsgestaltung, Beratung usw.) Weiter muß der 
Jurist die für seine Berufsausübung besonders 
bedeutsame Fähigkeit zum Umgang mit Men-
schen erwerben. 

II. Verbindung von Theorie und Praxis 

Die theoretischen und die praktischen Teile des 
Ausbildungsganges sollen inhaltlich und organisa-
torisch enger aufeinander bezogen werden. Theorie 
und Praxis dürfen sich nicht unvermittelt gegen-
überstehen, sondern sind so zusammenzuführen, 
daß wechselseitige Verbindungen und Ergänzungen 
sichtbar werden und eine beide Bereiche verei-
nende Ausbildungskonzeption entsteht. Die theore-
tische Ausbildung im universitären Bereich muß 
sich daher an den Bedürfnissen der beruflichen 
Praxis orientieren, ohne indes die Beschäftigung 
mit den rechtswissenschaftlichen und wissen-
schaftstheoretischen Grundlagenbereichen zu ver-
nachlässigen. Aufgabe der Ausbildung in der Praxis 
muß es auch sein, die dort gewonnenen berufsprak-
tischen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen 
wissenschaftlich zu vertiefen und zu überprüfen. 
Die Ausbildung hat von der praktischen Bedeutung 
und Anwendung des Rechts auszugehen und die für 
die Rechtspraxis und das wissenschaftliche Ver-
ständnis erforderlichen Methoden und Erkennt-
nisse benachbarter Wissenschaften sowie die ge-
sellschaftlichen, wirtschaftlichen, historischen und 
philosphischen Grundlagen des Rechts einzubezie-
hen. 

1. Der Bezug zur Rechtspraxis ist schon während 
des Studiums in Lehrveranstaltungen zu vermit-
teln. Hier sind bei der zweistufigen Ausbildung 
seit 1970 wesentliche Verbesserungen eingetre-
ten, die weiter ausgebaut werden sollen. Praxis-
bezogene Veranstaltungen, in denen insbeson-
dere auch Prozeßrecht zu behandeln ist, Arbeits-
gemeinschaften und Übungen unter Mitwirkung 
von Praktikern können hierzu wesentlich beitra-
gen. Dabei sollen nicht nur Richter, Staatsan-
wälte und Verwaltungsbeamte, sondern auch 
Rechtsanwälte und Notare beteiligt werden, um 

dem Studenten die ganze Breite der wichtigsten 
juristischen Berufe zu vermitteln. 

2. In einer integrierten Studienpraxis während der 
vorlesungsfreien Zeit soll der Student Einblick 
in die Arbeit des Juristen in der Praxis erhalten. 
Diese Studienpraxis soll sich von der derzeitigen 
Ferienpraxis grundlegend unterscheiden: Dem 
Studenten soll während der Studienpraxis je-
weils in dem Bereich des Zivil-, Straf- und öffent-
lichen Rechts exemplarisch die erforderliche 
Praxisanschauung vermittelt werden. Ziel ist 
nicht der Erwerb rechtstechnischer Fähigkeiten; 
die Studienpraxis soll vielmehr konkrete An-
schauung und Information über die Rechtswirk-
lichkeit, die sozialen Bedingungen und Auswir-
kungen des Rechts und die Interdepedenz von 
materiellem Recht und Verfahren vermitteln. 
Eine zeitlich und inhaltlich in das Universitäts-
studium integrierte Praxisanschauung verdeut-
licht nicht nur den Bezug der erworbenen 
Kenntnisse und Fähigkeiten zur Rechtspraxis, 
sondern motiviert den Studenten auch für das 
weitere Studium. Bei der organisatorischen und 
inhaltlichen Gestaltung der integrierten Stu-
dienpraxis kann auf positive Erfahrungen aus 
der einstufigen Ausbildung zurückgegriffen wer-
den. Für die Durchführung der Praktika kom-
men Gerichte, Verwaltungsbehörden und 
Rechtsanwälte in Betracht. Das einzelne Prakti-
kum ist inhaltlich auf einen vorangegangenen 
Studienabschnitt bezogen; seine Zeitdauer darf 
einen Monat nicht unterschreiten. In den univer-
sitären Lehrveranstaltungen soll die Praxisan-
schauung vor- und nachbereitet werden. Eine 
Zusammenarbeit zwischen Hochschullehrern 
und Praktikern ist anzustreben. Bei der Zulas-
sung zu dem folgenden Studienabschnitt sollte 
möglichst vorausgesetzt werden, daß die inte-
grierte Studienpraxis bereits abgeleistet ist. Die 
teilweise Inanspruchnahme der vorlesungs-
freien Zeit vermeidet eine Verlängerung der Ge-
samtdauer der Ausbildung. 

3. Die praktische Ausbildung im Vorbereitungs-
dienst basiert auf den im Studium erworbenen 
rechtswissenschaftlichen Kenntnissen. Die be-
gleitenden Arbeitsgemeinschaften, für die auch 
Professoren herangezogen werden können, er-
möglichen die theoretische Aufbereitung und 
Vertiefung praktischer Fähgikeiten und Erfah-
rungen. Der Referendar kann ferner seinen Vor-
bereitungsdienst auf die Ausbildung an einer 
rechtswissenschaftlichen Fakultät oder an der 
Hochschule für Verwaltungswissenschaften ver-
wenden. Damit können die Hochschulen durch 
entsprechende Angebote dem interessierten Re-
ferendar eine weitere wissenschaftliche Vertie-
fung oder das Studium eines von ihm gewählten 
Rechtsgebietes ermöglichen; diese Möglichkeit 
bietet sich vor allem für Spezialgebiete an, in 
denen die Hochschulen besonders effektiv aus-
bilden können. 

III. Vertiefung 

Die Gestaltung des Ausbildungsganges und der 
Prüfungen hängt wesentlich von der Entscheidung 
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über die Frage der Vertiefung oder Schwerpunktbil-
dung ab. 

Der Einheitsjurist braucht eine breite rechtswissen-
schaftliche Ausbildung. Das rechtswissenschaftli-
che Vollstudium gewährleistet für alle angehenden 
Juristen die notwendige wissenschaftliche Vertie-
fung in den Kernbereichen des Rechts. Der Jurist 
ist damit befähigt, den vielfältigen und sich wan-
delnden Aufgaben und Anforderungen der Berufs-
praxis gerecht zu werden. Jede Einschränkung ge-
fährdet die Ausbildung zum Einheitsjuristen und 
verringert die beruflichen Möglichkeiten. Ange-
sichts der Vielschichtigkeit und Komplexität des 
Rechts läßt sich der Gedanke des exemplarischen 
Lernens in der Juristenausbildung nur beschränkt 
anwenden. Eine weitergehende Anwendung des Ge-
dankens des exemplarischen Lernens, insbeson-
dere in der Form einer zeitlich abgesetzten Studien-
phase als Schwerpunktbildung, verläßt empirisch 
gesicherten Boden. Es ist bisher nicht erwiesen, daß 
eine solche Gestaltung der Ausbildung die behaup-
tete Transfer-Wirkung hat. Vielmehr begründet sie 
die Gefahr, daß der so ausgebildete Jurist wesentli-
che Lücken im Wissen und Verständnis aufweist 
und damit nur noch die formale Qualifikation zum 
Richteramt besitzt, in Wirklichkeit aber nicht mehr 
ein vielseitig befähigter Einheitsjurist ist. 

Eine zusätzliche wissenschaftliche Vertiefung kann 
daher nur im Gesamtzusammenhang der Ausbil-
dung stattfinden; sie soll für alle angehenden Juri-
sten verbindlich sein und findet in Teilbereichen 
während des Studiums und in der Praxis statt. Sie 
soll nicht in einer abgesetzten, isolierten Schwer-
punktphase am Schluß der Ausbildung erfolgen, 
sondern in den jeweiligen Ausbildungsabschnitt 
einbezogen werden (integrierte Vertiefung). 

Der Student soll hier seiner Neigung entsprechend 
die Möglichkeit haben, in einem begrenzten Rechts-
gebiet vertiefte Kenntnisse zu erwerben und zu er-
fahren, wie ein schwieriger Problemkreis unter 
Ausschöpfung der Rechtslehre und Rechtsprechung 
nach allen Seiten hin zu erörtern und eine Lösung 
zu erarbeiten ist. Die integrierte Vertiefung kann 
zur Erreichung dieser Ziele und zur Erhaltung des 
Einheitsjuristen nicht berufsfeldbezogen erfolgen; 
sie muß von den Kerngebieten des Rechtes ausge-
hen und kann positive Erfahrungen mit einigen Mo-
dellen der einstufigen Juristenausbildung einbezie-
hen. 

Eine bundesgesetzliche Festlegung von Zahl und 
Struktur der Vertiefungsgebiete erscheint nicht an-
gezeigt. Dies kann dem Landesrecht überlassen 
werden, das die Erfahrungen der Universitäten mit 
dem bisherigen Wahlfachsystem nutzen und die 
wissenschaftlichen Möglichkeiten der Hochschulen 
berücksichtigen kann. 

In der praktischen Ausbildung ergibt sich die Mög-
lichkeit einer Vertiefung mit der Entscheidung über 
die Wahlstation. Der interessierte Referendar hat 
auch Gelegenheit, für eine vertiefte Ausbildung an 
einer rechtswissenschaftlichen Fakultät die Wahl-
station, für eine vertiefte Ausbildung an der Hoch-
schule für Verwaltungswissenschaften die Wahlsta-

tion oder statt dessen die Station bei einer Verwal-
tungsbehörde zu verwenden. Der dazu weniger nei-
gende Referendar soll die Vertiefung in einer Aus-
bildungsstelle der Praxis suchen. Damit ist auch 
gesichert, daß die Fakultäten nicht überlastet wer-
den und die Wissenschaftlichkeit der Ausbildung 
gewahrt bleibt. Eine obligatorische Ausbildungssta-
tion an der Universität würde weder den Kapazitä-
ten der Universitäten noch der Motivation vieler 
Referendare in diesem Ausbildungsstadium ge-
recht werden. 

IV. Gliederung des Ausbildungsganges 

Das rechtswissenschaftliche Studium an der Uni-
versität und die Ausbildung in der Praxis sollen in 
je einem zusammenhängenden Block durchgeführt 
werden. Damit knüpft der Entwurf an den zweistu-
figen Ausbildungsgang an, der bisher von der ganz 
überwiegenden Zahl der jungen Juristen durchlau-
fen wird; ihm gegenüber ist die Überlegenheit eines 
Intervallsystems nicht erwiesen. 

1. Der Einheitsjurist braucht eine breite rechtswis-
senschaftliche Ausbildung mit den erforderli-
chen Bezügen zu den Nachbarwissenschaften. 
Um der Gefahr einer Entwissenschaftlichung 
der universitären Ausbildung entgegenzutreten, 
bedarf es eines zusammenhängenden Studiums. 
Ein das Studium unterbrechendes, größeres Pra-
xisintervall verkürzt die wissenschaftliche Aus-
bildung auf eine vordergründige und zu starke 
Praxisrelevanz. Sie führt weiter dazu, daß der 
Student nach einem solchen Praxisintervall 
nicht mehr hinreichend zur Wiederaufnahme 
gezielt wissenschaftlichen Arbeitens motiviert 
ist. Er wird sich in diesem Stadium seiner Aus-
bildung erfahrungsgemäß an den Anforderun-
gen des abschließenden zweiten Staatsexamens 
orientieren, bei dem der Nachweis der umfas-
senden Berufsbefähigung im Vordergrund ste-
hen muß (vgl. unter A. V.). 

Ebenso bedarf es einer zusammenhängenden 
praktischen Ausbildung, um dem angehenden 
Juristen die notwendigen Erfahrungen, Fähig-
keiten und Kenntnisse zu vermitteln, die für 
eine spätere Berufsausübung unabdingbar sind. 
Eine zwingende Unterbrechnung der prakti-
schen Ausbildung und die damit notwendiger-
weise verbundenen Zeit- und Reibungsverluste 
mindern den Ausbildungserfolg. 

Für eine verbesserte Verbindung von Theorie 
und Praxis ist ein mehrfacher Wechsel zwischen 
dem Studium und der praktischen Ausbildung 
nicht erforderlich (vgl. unter A. II.). Er könnte 
für sich allein eine Abstimmung des Ausbil-
dungsstoffes in Theorie und Praxis und die Ver-
anschaulichung und Rückkoppelung erworbener 
theoretischer und praktischer Kenntnisse auch 
nicht gewährleisten. 

2. Das Ziel des Intervallsystems, eine frühzeitige 
Mitarbeit in der Praxis zu ermöglichen, ist aber 
auch nicht erreichbar. Außerhalb der besonde-
ren Situation der Reformmodelle, die durch be- 
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schränkte Studentenzahlen und eine großzügige 
Personalausstattung gegenüber den Massenuni-
versitäten privilegiert sind, kann der durch-
schnittlich befähigte Student Kenntnisse und 
Fertigkeiten, die ihn zur Mitarbeit in der Praxis 
befähigen, nicht in kürzerer Zeit als in der bishe-
rigen allgemeinen Studiendauer erreichen. Der 
zur Mitarbeit in der Praxis befähigende Ausbil-
dungsstand müßte durch eine dem ersten 
Staatsexamen entsprechende Prüfung festge-
stellt werden. Bei anderer Ausgestaltung dieser 
Prüfung würden auf eine erste Praxisphase weit 
mehr Studenten zukommen, als bisher Referen-
dare auszubilden waren. Sie wären zudem in 
größerer Zahl nicht genügend auf eine erfolgrei-
che Mitarbeit in der Praxis vorbereitet. Die Aus-
bildung einer größeren Zahl weniger geeigneter 
Praktikanten wäre — angesichts ohnehin allge-
mein weiter ansteigender Studentenzahlen — 
mit den begrenzten Ausbildungskapazitäten der 
Praxis, insbesondere der Gerichte, nicht verant-
wortlich durchführbar. Auch die kaum noch auf-
zufangende Entwicklung der Inanspruchnahme 
der Gerichte in ihrem eigentlichen Aufgabenbe-
reich der Rechtsgewährung verbietet es, ihnen 
zusätzliche Belastungen dieses Umfangs im 
Ausbildungsbereich aufzubürden. Studenten mit 
einer nur dreijährigen Universitätsausbildung 
erfordern in der Regel erheblich mehr Zeitauf-
wand des Ausbilders, wenn sie in der gebotenen 
Weise in der Praxis mitarbeiten sollen. Der Fa-
kultätentag hat dazu erklärt, daß die Universitä-
ten angesichts der gegebenen Studienbedingun-
gen nicht in der Lage sind, die Studenten in so 
kurzer Zeit zu befähigen, in der Praxis mitzuar-
beiten. Eine Lösung dieser Probleme durch Er-
höhung der Ausbildungskapazitäten an den Uni-
versitäten und in der Praxis kann schon deswe-
gen nicht erwartet werden, weil die dazu erfor-
derlichen Mittel auf absehbare Zeit nicht zur 
Verfügung stehen. Eine auf die Praxisphase auf-
gesetzte weitere Studienphase wird die Gesamt-
dauer der Ausbildung über die bisherigen 
Durchschnittszeiten hinaus noch verlängern. 
Auch diese Studienphase würde von den Studen-
ten nach aller Erfahrung über die Mindestzeit 
hinaus in Anspruch genommen und auch zur 
Vorbereitung auf die Abschlußprüfung genutzt, 
die notwendigerweise flächendeckend sein muß 
(vgl. unter A. V.). Der Student stünde bei einem 
Intervallsystem mindestens zweimal vor der 
Entscheidung, wann er sein Universitätsstudium 
für hinreichend abgeschlossen hält, um den 
Schritt zur nächsten Prüfung zu tun. Es ist zu 
befürchten, daß diese zweimalige Möglichkeit, 
den Abschluß des Studiums hinauszuschieben, 
die Dauer der Gesamtausbildung noch erheblich 
über die bisher schon gegebene lange Ausbil-
dungszeit ausdehnen wird. 

Es könnte nicht verantwortet werden, schon bis 
zum sechsten Semester die Hälfte aller Studien-
anfänger durch eine Prüfung endgültig aus der 
Ausbildung auszuscheiden, was der derzeitigen 
Schwundquote von 50 v. H. bis zu Beginn des 
Vorbereitungsdienstes entspräche. Angesichts 
der auf absehbare Zeit bestehenden Studiensi

-

tuation kann die Ausbildung an den Universitä-
ten nicht so intensiviert werden, daß nach dieser 
kurzen Zeit bereits ein endgültiges und sicheres 
Urteil über Studienerfolg oder -mißerfolg in ver-
antwortlicher Weise gefällt werden kann. Darauf 
hat der Fakultätentag ausdrücklich hingewie-
sen. 

Angesichts der hohen Studentenzahlen muß da-
mit gerechnet werden, daß Wartezeiten für die 
Einstellung in die praktischen Ausbildungsab-
schnitte entstehen. Während Wartezeiten nach 
einem geschlossenen Studienblock vor der prak-
tischen Ausbildung lediglich einmal zu einer 
zeitlichen Verzögerung führen — der einmal be-
gonnene Vorbereitungsdienst läuft dann zusam-
menhängend ab —, haben Wartezeiten bei dem 
Intervallausbildungsgang wiederholte, schwer-
wiegende Störungen zur Folge und bewirken 
letztlich wegen fester Einstellungstermine noch 
eine über die Wartezeiten hinausgehende Ver-
längerung der Ausbildung. Die Ausbildungska-
pazitäten sind in einigen Bereichen bereits jetzt 
so weitgehend ausgeschöpft, daß es nicht überall 
möglich ist, die Referendare ohne Wartezeiten 
einzustellen. 

Weitere Belastungen für die Auszubildenden 
entstehen durch den mehrfachen Wechsel des 
Ausbildungsortes. Im Bereich der Universitäts-
orte stehen in der Regel nicht genügend Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung, so daß der ange-
hende Jurist zu einem häufigen Wechsel des 
Ausbildungsortes gezwungen würde. Da er zu 
einem Umzug für eine kürzere Zeit regelmäßig 
nicht bereit und in der Lage ist, wird der Ausbil-
dungserfolg durch lange, unzumutbare Reisezei-
ten gefährdet. 

Schließlich muß berücksichtigt werden, daß bei 
einer einstufigen Ausbildung nur der über einen 
qualifizierten Abschluß verfügt, der die gesamte 
Ausbildung durchlaufen hat. Dagegen können 
bei der reformierten klassischen Ausbildung be-
reits nach dem ersten Staatsexamen am Ende 
einer Universitätsausbildung bestimmte qualifi-
zierte Tätigkeiten ausgeübt oder eine weiterfüh-
rende andere Ausbildung aufgenommen wer-
den. 

V. Prüfungen 

1. Eine Zwischenprüfung im Verlauf des Studiums 
kann zweckmäßig sein. Sie würde allerdings bei 
den rechtswissenschaftlichen Fakultäten die 
Ausbildungs- und Prüfungskapazitäten zusätz-
lich belasten. Deshalb sollte von einer zwingen-
den Einführung abgesehen werden, damit in Zu-
sammenarbeit mit den Fakultäten eine auch in 
der Praxis zu verwirklichende Regelung gefun-
den werden kann, die auch die Auswirkungen 
einer Zwischenprüfung auf die Studienplanung 
und das Lernverhalten der Studenten berück-
sichtigt. 

2. Der angehende Jurist hat den Erfolg des Studi-
ums durch eine erste Staatsprüfung nachzuwei- 
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sen. Sie umfaßt alle Kernbereiche des Rechts 
und soll das Vertiefungsgebiet angemessen be-
rücksichtigen. Sie ist erforderlich, um festzustel-
len, ob in der wissenschaftlichen Grundlegung 
ein Kenntnis- und Verständnisstand erreicht ist, 
der zur Mitarbeit in der praktischen Ausbildung 
befähigt. Durch die Benotung der Prüfungslei-
stungen wird dem Studenten der eigene Lei-
stungsstand vor Augen gehalten und damit 
Selbstkontrolle und Motivation zum zielstrebi-
gen Arbeiten gewährleistet. Die Berufschancen 
werden verbessert. Der junge Jurist kann be-
reits aufgrund dieser Prüfung einen Beruf be-
ginnen, der die Befähigung zum Richteramt 
nicht voraussetzt. 

3. Die Befähigung zum Richteramt wird am Ende 
der praktischen Ausbildung durch eine umfas-
sende zweite Staatsprüfung erworben, die die 
beruflichen Fähigkeiten in den Kernbereichen 
des Rechts und der Rechtspraxis feststellt. Das 
Ausbildungsziel des Einheitsjuristen kann nur 
durch eine in dieser Weise „flächendeckende" 
Abschlußprüfung erreicht werden. 

Gerade auch die Erfahrungen aus der einstufi-
gen Juristenausbildung haben gezeigt, daß nur 
eine alle wesentlichen Ausbildungsgegenstände 
erfassende Prüfung geeignet ist, die Studenten 
in der erforderlichen Weise zu motivieren. Die 
Hoffnungen, eine auf Interessen beruhende pri-
märe Motivation für das Lernverhalten der Stu-
denten zu erreichen, haben sich nicht erfüllt. 

Die zweite Staatsprüfung muß darüber hinaus 
die Berufseingangsqualifikation, gerade auch im 
Vergleich zu den Mitbewerbern, feststellen. Eine 
zweite Staatsprüfung ohne eine solche zwischen 
den einzelnen Bewerbern vergleichende Qualifi-
kation würde dem jungen Juristen Nachteile 
beim Eintritt in das Erwerbsleben zufügen und 
letztlich zu eigenen Einstellungsprüfungen der 
Stelle führen, die Juristen benötigen. 

4. Nach den in einstufigen Modellen gewonnenen 
Erfahrungen sind ausbildungsbegleitende Lei-
stungskontrollen keine geeigneten Wege, Prü-
fungen zu ersetzen. Die Auswirkungen der aus-
bildungsbegleitenden Leistungskontrollsysteme 
haben sich insgesamt als negativ erwiesen und 
werden von Studenten wie auch Hochschulleh-
rern als Störung angemessenen und vernünfti-
gen Lernverhaltens beurteilt. Der Entwurf läßt 
deshalb auch nicht zu, daß Teile von Prüfungen 
während der Ausbildungszeit abgelegt werden 
(„Abschichtung"). Das Studium und der Vorbe-
reitungsdienst sollen ohne Unterbrechung durch 
frühzeitige Prüfungsanforderungen in vollem 
Umfang für die Ausbildung genutzt werden. 
Durch entsprechende organisatorische Maßnah-
men kann sichergestellt werden, daß dies nicht 
zu einer Verlängerung der Prüfungszeit führt. 
Dem angehenden Juristen sollen nicht schon 
während der Zeit des Lernens Prüfungsleistun-
gen abverlangt und damit die Möglichkeit der 
Verbesserung seiner Leistung, der Wiederho-
lung, Übung und Vertiefung, genommen werden. 
Die Abschichtung der Prüfung von Kerngebie-

ten bringt die große Gefahr mit sich, daß letzt-
lich nur schnell angelerntes Wissen abgeprüft 
wird. Das abgeklärte Verständnis und der Blick 
für die in der modernen Entwicklung immer 
stärkere Verflechtung der Rechtsgebiete gingen 
verloren. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 5 DRiG) 

§ 5 nennt zusammenfassend die Voraussetzungen 
für den Erwerb der Befähigung zum Richteramt. 
Zugleich ergibt sich aus der Vorschrift die Gliede-
rung des vorgeschlagenen Ausbildungsganges (vgl. 
A. IV. der Allgemeinen Begründung). 

Die Ausbildung beginnt mit einem rechtswissen-
schaftlichen Vollstudium, das die wissenschaftliche 
Grundlergung für die weitere Ausbildung und den 
Befähigungserwerb im Zusammenhang vermittelt. 
Das Studium wird mit der ersten juristischen 
Staatsprüfung, die zugleich in die weitere Ausbil-
dung überleitet, abgeschlossen. Sie dient der Fest-
stellung, ob das rechtswissenschaftliche Studienziel 
erreicht und der Student zur Mitarbeit in der prak-
tischen Ausbildung des Vorbereitungsdienstes ge-
eignet ist. Hieran schließt sich der Vorbereitungs-
dienst an, der in einer zusammenhängenden Pra-
xisphase die Ausbildung in der Praxis vermittelt. 
Der Vorbereitungsdienst — und damit die gesamte 
Ausbildung — wird mit der zweiten juristischen 
Staatsprüfung abgeschlossen, die als einheitliche 
Abschlußqualifikation die beruflichen Fähigkeiten 
für den Zugang zu allen volljuristischen Berufen 
feststellt und bewertet (vgl. A. V. der Allgemeinen 
Begründung). 

Alle Länder haben in der allgemeinen zweistufigen 
Ausbildung die erste und die zweite Prüfung als 
staatliche Prüfung ausgestaltet. Im Hinblick auf un-
terschiedliche Regelungen in den einstufigen Aus-
bildungsgängen sieht der Entwurf hierzu eine bun-
desgesetzliche Festlegung vor, um die Einheitlich-
keit der Prüfungen zu gewährleisten. Damit wird 
berücksichtigt, daß die erste Prüfung auf die Anfor-
derungen der praktischen Ausbildung bei Gerich-
ten und Verwaltungsbehörden abgestimmt sein 
muß; die zweite Prüfung eröffnet den Zugang zum 
Richteramt, zu anderen Ämtern des öffentlichen 
Dienstes und zu staatlich gebundenen Berufen. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 5 a DRiG) 

§ 5 a enthält die bundesgesetzlich erforderlichen Re-
gelungen für das rechtswissenschaftliche Studium. 

Absatz 1 legt die Mindestdauer des Studiums unver-
ändert auf dreieinhalb Jahre fest. Hierbei ist be-
rücksichtigt, daß in den zurückliegenden Jahren 
stets ein — wenn auch geringer — Teil der Studen-
ten seine Ausbildung in diesem Zeitraum hat ab-
schließen können, ohne die gebotene wissenschaft- 
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liche Vertiefung des Studiums zu vernachlässigen. 
Diese Möglichkeit soll auch in Zukunft erhalten 
bleiben. Durch entsprechende Fassung der Studien-
pläne, durch weitere strukturelle Maßnahmen im 
Universitätsbetrieb (z. B. Intensivierung der Übun-
gen und Arbeitsgemeinschaften) und durch sinn-
volle Gestaltung des Prüfungsstoffes ist eine regel-
mäßige Studienzeit von acht Semestern anzustre-
ben. 

Absatz 2 legt die Studieninhalte in den Grundzügen 
fest, soweit dies geboten ist, um die Einheitlichkeit 
zu gewährleisten. 

Als Kernfächer des Studiums werden das Bürgerli-
che Recht, das Strafrecht, das öffentliche Recht und 
das Verfahrensrecht festgelegt. Das Studium der 
Kernfächer soll sich auf ihre philosophischen, ge-
schichtlichen und gesellschaftlichen Bezüge er-
strecken (Absatz 2 Satz 1). 

Nach Absatz 2 Satz 2 soll sich der Studierende ei-
nem Rechtsgebiet vertieft widmen. Die Vertiefung 
bezweckt nicht Spezialisierung; sie dient in erster 
Linie dem Ziel, dem Studenten vertieftes wissen-
schaftliches Arbeiten in einem Rechtsgebiet seiner 
Neigung zu ermöglichen. Der Zusammenhang mit 
dem Studium der Kernfächer muß gewahrt bleiben; 
die Erfahrungen aus dem bisherigen Wahlfachsy-
stem sollen genutzt werden. 

Die Regelungen des Absatzes 3 dienen der engeren 
Verbindung von Theorie und Praxis (vgl. A. II. der 
Allgemeinen Begründung). Der Bezug zur Rechts-
wirklichkeit ist bereits bei den Lehrveranstaltun-
gen des Studiums zu beücksichtigen. Dies legt Ab-
satz 3 Satz 1 im Grundsatz fest. Die Verbesserun-
gen, die hierin seit 1970 in der zweistufigen Ausbil-
dung erzielt werden konnten, werden weiter auszu-
bauen sein. 

Eine engere Verbindung von Theorie und Praxis 
soll ferner durch Praxisveranstaltungen erreicht 
werden, die unter Abstimmung mit den vorange-
gangenen und nachfolgenden Studienabschnitten 
in der vorlesungsfreien Zeit stattfinden. Diese inte-
grierte Studienpraxis wird durch Absatz 3 Satz 2 
vorgeschrieben. Der Entwurf legt fest, daß minde-
stens ein je einmonatiges Praktikum im Zivilrecht, 
Strafrecht und öffentlichen Recht durchzuführen 
ist. 

Eine Zwischenprüfung während des Studiums soll 
nicht verbindlich vorgeschrieben werden (Absatz 4). 
Ob sie durchgeführt werden kann, richtet sich nach 
den an den rechtswissenschaftlichen Fakultäten 
zur Verfügung stehenden personellen Kapazitäten. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 5 b DRiG) 

In dieser Vorschrift werden die Bestimmungen 
über die Grundstruktur des Vorbereitungsdienstes 
zusammengefaßt. 

Absatz 1 Satz 1 hält an einer Dauer des Vorberei

-

tungsdienstes von zweieinhalb Jahren fest, die 
durch das Gesetz vom 16. August 1980 (BGBl. I 

S. 1451) festgelegt worden ist. Auch der Katalog der 
Stellen, bei denen die Ausbildung im Vorbereitungs-
dienst stattfindet (Absatz 1 Satz 2), und die Dauer 
des Vorbereitungsdienstes bei einer Stelle (Ab-
satz 3) entsprechen, unter Straffung des Gesetzes-
wortlauts, dem geltenden Recht (§ 5 a Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 2 Satz 1 DRiG). 

Bisher ist bereits die Möglichkeit gegeben, drei Mo-
nate des Vorbereitungsdienstes für eine Ausbildung 
an der Hochschule für Verwaltungswissenschaften 
zu verwenden. Absatz 2 erweitert diese Möglichkeit 
des Einschubs einer Studienphase dahin, daß bis zu 
drei Monaten der Wahlstation auch für eine ver-
tiefte Ausbildung an rechtswissenschaftlichen Fa-
kultäten verwendet werden können. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 5 c DRiG) 

Bei der Fassung der Vorschrift sind Folgeänderun-
gen berücksichtigt. 

Im übrigen werden die Grundsätze für die Anrech-
nung einer Ausbildung für den gehobenen Dienst 
inhaltlich unverändert aus der geltenden Regelung 
des § 5 c DRiG übernommen. Danach können auf 
die Ausbildung bis zu 18 Monate einer erfolgreich 
abgeschlossenen Ausbildung für den gehobenen 
Dienst angerechnet werden, auf den Vorbereitungs-
dienst jedoch nicht mehr als sechs Monate. Eine 
weitergehende Anrechnung wäre nicht sachgerecht. 
Dabei sind die gebotene rechtswissenschaftliche 
Vertiefung im Studium und die Erfordernisse eines 
Vorbereitungsdienstes zu berücksichtigen, der auf 
die berufliche Qualifikation des Einheitsjuristen, 
insbesondere in Aufgaben der Rechtsprechung, 
Strafrechtspflege, in der planenden und gestalten-
den Verwaltung und in der Rechtsberatung, gerich-
tet ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 5 d Abs. 3 DRiG) 

Mit der vorgesehenen Fassung des § 5 d Abs. 3 
DRiG wird klargestellt, daß auch die nähere Rege-
lung der juristischen Prüfungen im Rahmen des 
§ 5 d Abs. 1 und 2 DRiG dem Landesrecht überlas-
sen ist. 

Die bisher vorgesehene Möglichkeit, daß Teile von 
Prüfungen während der Ausbildungszeit abgelegt 
werden, soll entfallen. Ein solches Verfahren hat 
sich als nicht sachgerecht erwiesen. Es verkürzt die 
für die Ausbildung zur Verfügung stehenden Zeiten, 
versetzt die Studenten und Referendare schon wäh-
rend der Ausbildung ständig in die Prüfungssitua-
tion und nimmt ihnen die Möglichkeit, Leistungen 
zu erbringen, die ihrem Befähigungsstand nach ab-
geschlossenem Studium bzw. abgeschlossenem Vor-
bereitungsdienst entsprechen (vgl. A. V. der Allge-
meinen Begründung). 

Zu Artikel 2 (Änderung anderer Gesetze) 

Es handelt sich um Folgeänderungen im Rechts

-

pflegergesetz und im Hochschulrahmengesetz, die 
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sich aus der Neufassung der Vorschriften des 
Deutschen Richtergesetzes in Artikel 1 ergeben. 

Zu Artikel 3 und 4 (Übergangsvorschriften, Inkraft-
treten) 

Die Regelung des Inkrafttretens schließt an den 
Zeitpunkt an, zu dem die Ausbildung nach § 5b 
DRiG in der geltenden Fassung ausläuft. 

Die Überleitungsvorschriften sind so bemessen, daß 
eine ausreichende Frist zur Anpassung des Landes-
rechts an die in Artikel 1 vorgesehenen Regelungen 
für das Studium, den Vorbereitungsdienst und die 
Prüfungen zur Verfügung steht. 

Artikel 3 Abs. 3 wahrt den Besitzstand der Teilneh-
mer an einer Ausbildung nach § 5 b DRiG in der bis-
her geltenden Fassung. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung betrachtet den Entwurf als 
eine mögliche Basis für eine Vereinheitlichung der 
Juristenausbildung. Die einzelnen Vorschläge wer-
den geprüft. Dabei werden die Vorschläge der mit 
der Juristenausbildung befaßten Verbände und 
Gremien einzubeziehen sein. Die Bundesregierung 
wird das Ergebnis dieser Prüfung im weiteren Ge-
setzgebungsverfahren unverzüglich mitteilen. 








